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Die acht MDGs
1) Beseitigung von extremer Armut

und Hunger
2) Primarschulbildung für alle
3) Förderung von Geschlechtergleich-

heit und Empowerment von Frauen
4) Reduzierung der Kindersterblichkeit
5) Verbesserung der Gesundheits-

versorgung von Müttern
6) Bekämpfung von HIV/AIDS, Mala-

ria und anderen Krankheiten
7) Ökologische Nachhaltigkeit
8) Aufbau einer globalen Partnerschaft

für Entwicklung

Millenniums-Entwicklungsziele – MDGs
Beim Millenniums-Gipfel im September 2000 in New York unterzeichneten 189
Regierungen in seltener multilateraler Einmütigkeit die Millenniums-Erklärung.
In diese Erklärung gingen die Millenniumsziele (Millenium Development Goals
– MDGs) ein, die zuvor ein Expertenteam der Vereinten Nationen (UN) in Zu-
sammenarbeit mit den Bretton-Woods-Institutionen und der OECD unter dem
Titel „A Better World for All“ formuliert hatte. Sie sollen zur „Lösung der dring-
lichsten Menschheitsprobleme“ bis zum Jahr 2015 führen.

Die Kombination der Millenniumserklärung als normativem Rahmen mit den
Entwicklungszielen als operativen Koordinaten erfüllte für die UN eine mehrfache
Legitimationsfunktion. Zum einen bestätigten sie durch eine emphatische Aktuali-
sierung ihrer entwicklungs- und sicherheitspolitischen Aufgaben in Kohärenz mit
den neoliberalen Agenden der Internationalen Finanzorganisationen und der WTO
ihren Anspruch als Global-Governance-Regime. Die Millenniumserklärung geht
von einem „Recht auf Entwicklung“ aus, knüpft an die Ziele der großen UN-Kon-

ferenzen der 1990er Jahre an und stellt
sie in den wirtschaftspolitischen Rah-
men von Freihandel und Marktöffnung.
Die „Road Map“ zu den Zielen hält am
zentralen Dogma des neoliberalen Pa-
radigmas fest, dass „dauerhaftes und
flächendeckendes Wachstum Voraus-
setzung für Entwicklung und Armuts-
minderung“ und Marktliberalisierung
die universelle Rezeptur dafür sei.

Zum anderen gab die Armutsorien-
tierung der MDGs der Entwicklungs-
hilfe und ihrer öffentlichen Finanzie-
rung nach der „Hilfemüdigkeit“ seit
dem Ende des Kalten Krieges ein sinn-
stiftendes Leitmotiv. Nach einer Serie

gescheiterter Entwicklungskonzepte stellt die Fokussierung auf Armutsreduktion
und Grundversorgung als das Wesentliche von Entwicklung einen Versuch dar,
die Nord-Süd-Kooperation zu restaurieren. Die Reduktion von entwicklungspoli-
tischer und gesellschaftlicher Komplexität auf acht Kernelemente führte zu dem
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raschen politischen Konsens über die MDGs, ihrer Popularität und der Hoffnung
auf Machbarkeit.

Die acht Ziele kommen mit 16 (meist) terminierten Unterzielen und 48 quantita-
tiven Indikatoren dem Anspruch der Anwendbarkeit sowie der Mess- und Über-
prüfbarkeit entgegen. Zwar geht die Millenniumserklärung von einer globalen Ver-
antwortung für Armutsbekämpfung aus, doch die Zuständigkeit für die Umsetzung
der MDGs wird vor allem den Entwicklungsländern in Form „nationaler Ziele“
und als Bestandteil von Good Governance zugeschrieben. Sie sollen Armut durch
öffentliche Investitionen in soziale Basisversorgung und Umweltschutz reduzie-
ren. Die Summe der quantitativen Verbesserungen soll dann die Halbierung der
Anzahl extrem armer und hungernder Menschen bis 2015 bewirken – gemessen
indes am Jahr 1990. Nur das achte MDG einer „globalen Partnerschaft für Ent-
wicklung“ bezieht sich explizit auf die Geberländer und thematisiert Handelsbe-
ziehungen und Verschuldung, allerdings in denkbar vager Form und ohne Zeitziele.

Armutsbekämpfung ist in den MDGs als Frage zielgerichteter Investitionen
und materieller Verbesserungen konzipiert. Inhaltlich und quantitativ sind die
Ziele freilich durchaus bescheiden und fallen sogar hinter die Zielformulierungen
früherer UN-Programme zurück. Der top-down-Interventionsansatz ist zudem
ein Gegenstück zu entwicklungspolitischen Konzepten der Selbsthilfe, der Parti-
zipation und des Empowerment.

Viele zivilgesellschaftliche Organisationen im Süden kritisieren das Halbierungs-
ziel als politischen Zynismus, weil es von strukturellen Armutsursachen, sozialen
Ungleichheiten, Verteilungsmechanismen und Machtverhältnissen im globalen und
nationalen Maßstab abstrahiert. Aus handels-, geschlechter-, umweltpolitischer oder
indigener Perspektive wurde bemängelt, dass die MDGs nicht von menschen-
rechtlichen Ansprüchen ausgehen, sondern ein verkürztes und quantifiziertes
Armutsverständnis zugrundelegen. Damit werde von neuen Armutsformen in Ost-
europa, von Armutsursachen in der neoliberalen Globalisierung aber auch von Stra-
tegien struktureller Veränderung und Umverteilung abgelenkt.

Gerade die Kombination von scheinbar klarer Zielgerichtetheit und Aus-
blendung der multidimensionalen Ursachen führte zu dem hohem Maß an öffent-
licher Aufmerksamkeit, Akzeptanz und auch zu finanziellen Zusagen. Häufig
werden jedoch lediglich Mittel aus anderen Programmen und aus der Umsetzung
von UN-Aktionsplänen umgewidmet. Drei Jahre lang untersuchte das „UN
Millennium Projekt“, eine Legion von ExpertInnen unter Leitung des US-Öko-
nomen Jeffrey Sachs, Mobilisierungsmöglichkeiten und Umsetzungsbedingungen
für Regierungen und Zivilgesellschaften. Es kam 2005 zu dem Fazit, die Umset-
zung hinke bereits erheblich hinter den Zeitzielen her, sei aber mit einer großen
Finanzanstrengung bis 2015 doch noch machbar.
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Die öffentliche Hype um die MDGs und ihre Erfolgsgeschichte fand ihren Höhe-
punkt im Vorfeld des Millennium+5-Gipfels 2005 in New York. Dort wurde das
MDG 3 der Geschlechtergleichstellung um einige wirtschaftliche und rechtliche
Aspekte erweitert, vor allem um das von Frauennetzwerken geforderte Ziel
reproduktiver Gesundheit. Der Gipfel erklärte die Finanzierungsfrage erneut zum
strategischen Knackpunkt für die Umsetzung der MDGs und bekräftigte die Ab-
sichten, dafür Schulden zu erlassen und die Privatwirtschaft einzubinden. Ver-
bindliche Zusagen zur bereits 1970 anvisierten Steigerung der Mittel aus der
Official Development Assistance (ODA) auf 0,7 % des Bruttoinlandsprodukts,
zur Einführung innovativer Finanzierungsinstrumente und zu mehr Entwicklungs-
fairness in der Welthandelsordnung gab es jedoch nicht.

Damit brachte der Millennium+5-Gipfel keinen Glaubwürdigkeitsgewinn für
die UN und den politischen Willen der Regierungen. Stattdessen wurde die Un-
zulänglichkeit der MDG-Strategie offensichtlich. Obwohl sie in der bi- und mul-
tilateralen Entwicklungspolitik als Zielorientierungen beibehalten werden, erlebten
die MDGs nach dem Gipfel einen markanten Aufmerksamkeitsverlust in der
Weltöffentlichkeit.
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